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Abschiebungshaft abschaffen, EU-Rückführungsrichtlinie umsetzen
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/3214


Sehr geehrter Herr Rasche,

mit meiner nachfolgenden Stellungnahme möchte ich mich im Namen des Flüchtlingsrats auf einen Teilaspekt der Problematik beschränken, nämlich die mangelnde Überprüfung der Angaben der Ausländerbehörden durch die Amtsgerichte sowie die mangelhafte Fachaufsicht durch das Innenministerium. Beides führt in einer Vielzahl von Fällen zu rechtswidrigen Inhaftierungen.
Nach § 1 GVG sind die Richter unabhängig. Im Rahmen der Abschiebehaft zeigt sich jedoch, dass die Richter beim Amtsgericht ihrer Aufgabe, die Zulässigkeit und Erforderlichkeit von Abschiebungshaft kritisch zu überprüfen, oftmals nicht in ausreichender Weise wahrnehmen und stattdessen die Angaben der Ausländerbehörden kritiklos übernehmen. Hintergrund ist, dass die zuständigen Richter überwiegend Strafsachen bearbeiten und vom Ausländerrecht überwiegend nur oberflächliche Kenntnisse haben. 

Die Ausländerbehörden stellen im Rahmen von Abschiebehaft die Anträge und begründen in der Regel nach §§ 62, 58 AufenthG, dass der betroffene Ausländer ausreisepflichtig sei und seiner Ausreisepflicht auf zumutbare Weise hätte nachkommen können, und dass die Sicherung der erforderlichen Abschiebung durch Abschiebehaft geboten sei, weil die Ausreise durch kein milderes, ebenfalls ausreichendes anderes Mittel erreicht werden könne. 

Hier findet in der Regel keine nähere Prüfung statt. Wenn die Ausländerbehörde gegenüber dem Gericht mit einem knappen Schreiben behauptet, der Betroffene sei seiner Ausreisepflicht nicht nachgekommen, wird dies in von dem Haftrichter oft kritiklos hingenommen. In dem Haftbeschluss wird dann einfach § 58 Abs. 1 AufenthG zitiert:

„Der Ausländer ist abzuschieben, wenn die Ausreisepflicht vollziehbar ist, eine Ausreisefrist nicht gewährt wurde oder diese abgelaufen ist, und die freiwillige Erfüllung der Ausreisepflicht nicht gesichert ist“.

In konkreten Einzelfällen kann jedoch aus verschiedenen Gründen ein tatsächliches Abschiebungshindernis gegeben sein. Hervorzuheben sind Fälle, bei denen die Betroffenen sich um sogenannte Heimatdokumente bemühen, aber die „Heimatbehörden“ aus verschiedenen Gründen den Betroffenen die Ausstellung der Identitätsdokumente verweigern, den Ausländerbehörden a°ber Ausreisedokumente ausstellen.

Ausreisehindernisse können auch in Form von erheblichen Gesundheitsproblemen vorliegen. Es häufen sich die Fälle, dass Ausländerbehörden in Niedersachsen bei der Prüfung von Gesundheitsproblemen die zuständigen Gesundheitsämter umgehen und lieber einen Nichtfacharzt mit der Klärung der Frage der Reisefähigkeit beauftragen – oder eine fachärztliche Untersuchung für verzichtbar erklären. 

Beispiel 1: Der minderjährige G. weigerte sich im November 2009, sich von einem ihm unbekannten auswärtigen Arzt untersuchen zu lassen. Mit der Behauptung, G. würde seiner Mitwirkungspflicht nicht nachkommen, wurde auf Antrag der Ausländerbehörde mit Beschluss des Amtsgerichts daraufhin Abschiebehaft verhängt. Erst einen Monat später wurde der rechtswidrige Beschluss des Amtsgerichts aufgehoben. 

Beispiel 2. Zwei syrische Flüchtlinge, die Mutter psychisch krank und ihre Tochter schwerbehindert, wurden am Hauptbahnhof festgenommen und landeten auf Antrag der Bundespolizei gemäß Beschluss des Amtsgerichts noch am 05.07.2011 in Abschiebungshaft. Die Frage der Haftfähigkeit und des Vorliegens von Abschiebungshindernissen wegen der schweren Krankheiten blieben unberücksichtigt. Erst nach einer positiven Entscheidung des Verwaltungsgerichts wurden die beiden am 01.08.2011 aus der Haft entlassen.

In beiden Fällen wäre der Haftrichter zwingend zu einem anderen Ergebnis gekommen, wenn er den Antrag auf Haftprüfung ordnungsgemäß und unabhängig geprüft hätte. Es wurden in dem Haftbeschluss jedoch kritiklos die Angaben aus dem Haftantrag der Ausländerbehörde eins zu eins übernommen.

Die Kenntnis über Mängel im Bereich der amtsgerichtlichen Überprüfung von Haftanträgen veranlassten das Innenministerium des Landes Niedersachsen im Jahr 1995, einen Erlass herauszugeben, mit dem die Ausländerbehörden verpflichtet wurden, Abschiebungshaft unter Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und des grundrechtlichen Schutzes der Freiheit nur als ultima ratio zu beantragen (s. hier). Diesen Erlass ließ das Land im Jahr 2003 ersatzlos aufheben. Zwar sind mit Inkrafttreten des Aufenthaltsgesetzes 2005 und der Implementierung von bundesweit verbindlichen Verwaltungsvorschriften zum Aufenthaltsgesetz inzwischen Regelungen wieder in Kraft getreten, die der Inhaftierung von Ausländern unter Bezugnahme auf die genannten Rechtsgüter Grenzen setzen. Es mangelt aber nach unserer Auffassung an dem politischen Willen, die Ausländerbehörden zu einer verfassungskonformen und verhältnismäßigen Anwendung der gesetzlichen Vorschriften zu Abschiebungshaft anzuhalten

Fazit: Aus unserer Sicht könnte Abschiebungshaft in vielen Fällen vermieden werden, wenn die Amtsrichter besser fortgebildet und qualifiziert würden und die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, des Bundesgerichtshofs sowie der Oberlandesgerichte beherzigten, und wenn das Innenministerium die Ausländerbehörden dazu anhielte, Abschiebungshaft signifikant seltener und vorsichtiger (als „ultima ratio“) zu beantragen. Dies sind Handlungsoptionen, die der Landesregierung sofort und unmittelbar offen stünden, um eine Verbesserung der derzeitigen, unerträglichen Situation zu erreichen, dass Ausländer (auch) in Niedersachsen in einer Vielzahl von Fällen rechts- und verfassungswidrig ihrer Freiheit beraubt werden. Darüber hinaus begrüßt der Flüchtlingsrat selbstverständlich alle gesetzlichen Initiativen, die geeignet sind, Klarstellungen im Aufenthaltsgesetz zur Implementierung der EU-Rückführungsrichtlinie in nationales Recht vorzunehmen und Abschiebungshaft auf ein Minimum zu begrenzen oder ganz abzuschaffen. 

Mit freundlichen Grüßen

Dündar Kelloglu
Vorstand
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